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N.D. gegen die Schweiz (56114/18) 

JUMEN möchte durch eine Beschwerde vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 

die Rechte der Betroffenen von geschlechtsspezifischer Gewalt stärken. Vergangene Verfahren zeigen, 

dass strategische Prozessführung unmittelbare Auswirkungen hat und zu einem besseren Schutz für 

Betroffene führen kann. Ein Verfahren, das als Orientierung hinsichtlich behördlicher (präventiver) 

Verpflichtungen und staatlicher Informationspflichten zum Schutz des Lebens dienen kann, ist N.D. gegen 

die Schweiz. 

Sachverhalt:  

In der Nacht vom 19. auf den 20. September 2007, nachdem die Beschwerdeführerin ihrem Ex-Partner 

mitgeteilt hat, dass sie sich endgültig von ihm trennen möchte, wurde sie von ihm entführt. Er versuchte, 

sie zu ersticken, vergewaltigte sie und schoss mehrmals auf sie, ohne sie tödlich zu verletzen. Dann 

fesselte er sie und fuhr mit ihr im Kofferraum mehrere Stunden durch die Stadt Luzern. Sie konnte ihn 

frühmorgens überreden, seinen Psychologen anzurufen, der die Polizei alarmierte.  

Der Mann war einschlägig vorbestraft wegen Vergewaltigung und Mordes. In einem psychiatrischen 

Gutachten war festgehalten, dass im Beziehungskontext, insbesondere bei Trennung, mit 

Gewalttätigkeiten gerechnet werden könnte. Hiervon wusste die Betroffene allerdings nichts, obwohl sie 

mit seinem Hausarzt, der um den psychischen Zustand seines Patienten wusste, und der Polizei im 

Austausch war, da sie sich immer unwohler mit ihrem Ex-Partner fühlte. Der Hausarzt riet ihr, sich von 

ihm zu trennen, ohne weitergehende Detailangaben zu machen. Er wendete sich allerdings aus Sorge um 

eine Eskalation an die Polizei, mit der Folge, dass ein Polizist bei der Beschwerdeführerin anrief und ihr 

riet, die Beziehung zu beenden. Eine konkrete Aufklärung über die Vorgeschichte ihres Ex-Partners fand 

jedoch trotz vorhandenen Wissens nicht statt.  

2015 erhob die Beschwerdeführerin gegen den Kanton Luzern eine Staatshaftungsklage, u.a. da sie nicht 

über die kriminelle Vergangenheit ihres Ex-Partners aufgeklärt wurde. Das Bezirksgericht wies die Klage 

am 8. November 2016 ab, die Berufung am Kantonsgericht Luzern scheiterte mit Urteil vom 21. Juli 2017. 

Auch das Bundesgericht gab ihr kein Recht.  

Feststellungen des EGMR: 

Der Gerichtshof ist der Ansicht, dass die Behörden nicht alles getan haben, was vernünftigerweise von 

ihnen erwartet werden konnte, um die Verwirklichung der sicheren und unmittelbaren Gefahr für das 

Leben der Betroffenen zu verhindern, von der sie Kenntnis hatten oder hätten haben müssen (Rn. 76). Im 

vorliegenden Fall liegt ein Verstoß gegen Artikel 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 

vor, da die Behörden aufgrund der unzureichenden Koordinierung zwischen den verschiedenen 

Dienststellen und der Lücken im damals geltenden innerstaatlichen Recht ihrer positiven Verpflichtung 
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zum Schutz des Lebens der Betroffenen nicht nachgekommen sind. Artikel 2 EMRK verpflichtet einen 

Staat die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz des Lebens der Einwohner*innen zu treffen (Rn. 58) und 

unter bestimmten Umständen auch, vorab praktische Maßnahmen zum Schutz einer Person zu ergreifen, 

deren Leben durch kriminelle Handlungen anderer bedroht ist (Rn. 59). Zur Bestimmung des 

Schutzniveaus, das in Bezug auf Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt gewährleistet werden muss, 

stützt sich der Gerichtshof auf die Istanbul-Konvention (IK) als Ausdruck eines gemeinsamen Konsens der 

Mitgliedstaaten des Europarates; hinsichtlich der Definitionen insbesondere auf Artikel 3 a und b IK. Der 

Gerichtshof stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die Behörden, um feststellen zu können, ob eine 

tatsächliche und unmittelbare Gefahr für das Leben einer von geschlechtsspezifischer Gewalt Betroffenen 

besteht, verpflichtet sind, eine eigenständige, proaktive und umfassende Bewertung der Todesgefahr 

vorzunehmen und verweist in diesem Zug auf die in Kurt gegen Österreich aufgestellten Kriterien (Rn. 73). 

Er erinnert daran, dass eine eigenständige und proaktive Gefährdungseinschätzung bedeutet, dass die 

Behörden verpflichtet sind, sich hinsichtlich des Risikos nicht mit der Einschätzung der Betroffenen 

zufrieden zu geben, sondern diese durch eine eigene Einschätzung zu ergänzen (Rn. 63). Der Gerichtshof 

weist darauf hin, dass in Fällen geschlechtsspezifischer Gewalt die Rechte des Täters nicht über das Recht 

auf Leben und körperliche und geistige Unversehrtheit der Betroffenen gestellt werden dürfen (Rn. 70). 

Das umfasst auch die Weitergabe von Informationen über den Täter, die sonst dem Schutz der 

Privatsphäre unterfallen. Angesichts der Schutzbedürftigkeit der Betroffenen und ihrer fehlenden Kenntnis 

der den Behörden in ihrer Gesamtheit vorliegenden Informationen, hätte die daraus resultierende 

Informationsasymmetrie durch eine erhöhte Wachsamkeit der Behörden ausgeglichen werden müssen (Rn. 

74), beispielsweise durch eine bessere Koordinierung zwischen den verschiedenen Dienststellen (Rn. 76). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Geltung der EMRK und der EGMR- Rechtsprechung in Deutschland: 

Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) ist ein völkerrechtlicher Vertrag, der 

die Menschenrechte schützt. Dazu gehören u.a. das Recht auf Leben, das Verbot von 

Folter und das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die EMRK trat 1953 in Kraft. Deutschland 

muss seitdem ihre Rechte einhalten, da die EMRK durch ihre Ratifikation im Rang 

einfachen Bundesrechts in die deutsche Rechtsordnung einbezogen worden ist. Ihr 

Zustimmungsgesetz enthält einen Rechtsanwendungsbefehl (Artikel 59 Abs. 2 S. 1 GG), 

der sich an alle staatlichen Stellen richtet. Über diese Wirkung hinaus gibt das deutsche 

Grundgesetz den Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit vor, der zu einer 

Rangaufwertung der EMRK führt und sie auch zu einer Interpretationshilfe für die 

Grundrechte macht (Artikel 1 Abs. 2, 25, 59 GG, Präambel). Die Begriffe „häusliche Gewalt“ 

und „Gewalt gegen Frauen“ werden wiederum durch das Übereinkommen des Europarats 

zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (sog. 

Istanbul-Konvention) mit Leben gefüllt.  

 

https://jumen.org/wp-content/uploads/2026/06/JUMEN-2026-Paper-Kurt-gegen-Oesterreich.pdf
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Wirkung des konkreten EGMR-Urteils N.D. gegen die Schweiz für die Arbeit von JUMEN: 

Das Urteil enthält wegweisende Feststellungen zu den staatlichen Informationspflichten zum Schutz von 

Frauen, die von geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind: 

- Das Persönlichkeits- und Datenschutzrecht eines Täters darf in bestimmten Fällen von 

geschlechtsspezifischer Gewalt nicht höher gewichtet werden als das Recht auf Leben und 

geistige und körperliche Unversehrtheit der betroffenen Frau. 

- Der Staat ist zu einer eigenständigen, proaktiven und umfassenden Bewertung der Todesgefahr 

verpflichtet und haftet in bestimmten Fällen bei Verschweigen relevanter Informationen über 

einen potenziellen Täter (hier: Verurteilung wegen Mordes und Vergewaltigung). 

- Das Urteil untermauert die Verpflichtung der Mitgliedstaaten des Europarates, häusliche Gewalt 

vorzubeugen und zu bekämpfen. 

- Der Gerichtshof legt als Internationalen Rechtsrahmen insbesondere auch die Istanbul-Konvention 

zugrunde. Er nimmt auf die Istanbul-Konvention und ihre Organe Bezug und zieht daraus 

Konsequenzen für die Anwendung von Artikel 2 EMRK. Zur Bestimmung des Schutzniveaus, das in 

Bezug auf Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt gewährleistet werden muss, stützt sich der 

Gerichtshof auf die Istanbul-Konvention als Ausdruck eines gemeinsamen Konsenses der 

Mitgliedstaaten des Europarates und zieht zur genderspezifischen Auslegung dieser Begriffe die 

Definitionen aus Artikel 3 a und b IK heran (Rn. 33, 34). 

 

Dabei spielt auch die Istanbul-Konvention eine tragende Rolle, da sie dem EGMR als 

Referenzrahmen für die Bewertung von geschlechtsspezifischer Gewalt dient. Sie 

konkretisiert die menschenrechtliche Argumentation des EGMR und dessen Verständnis 

von der EMRK. Der EGMR ist die höchste europäische Instanz für 

Menschenrechtsverletzungen und überwacht die Umsetzung der EMRK in den 

Vertragsstaaten. Die Rechtsprechung des EGMR hat Orientierungs- und Leitfunktion und 

ist für Deutschland nach Artikel 46 EMRK rechtsverbindlich (Berücksichtigungspflicht). 

Die Missachtung seiner Urteile stellt einen Völkerrechtsbruch dar (BVerfGE 111, 307 – 

Görgülü). Das gilt auch für Urteile, die sich nicht direkt an Deutschland richten, da sie 

dennoch vorgeben, wie die Menschenrechte nach EMRK-Standard zu schützen sind. 

Deshalb müssen deutsche Gerichte und Behörden seine gesamte Rechtsprechung ernst 

nehmen und umsetzen. Gibt der EGMR eine konkrete Auslegung für einen Artikel vor, ist 

diese Auslegung für die Vertragsstaaten verbindlich. 
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- Der Gerichtshof verweist in diesem Urteil ebenso auf die Ausführungen der Expert*innenengruppe 

des Europarates zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (GREVIO), und 

schließt sich der Feststellung an, dass es sich bei Trennungssituationen um Indikatoren handelt, 

die als charakteristische Merkmale eines hohen Gefahrenrisikos gelten (Rn. 66). 

- Das Urteil greift vermehrt auf die Rechtsprechung Kurt gegen. Österreich zurück und untermauert 

damit die darin gefestigten Grundsätze. 


